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landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., ©. 6. 


(Fr. 9872.) Geſetz, betreffend die Entſchädigung für an Milzbrand gefallene Thiere. Vom 
14. Dezember 1896. 


Pe 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen vc. 


> 


verordnen auf Grund des zwiſchen Preußen und Waldeck-Pyrmont geſchloſſenen 
Vertrages vom 2. März 1887 mit Zuſtimmung Seiner Durchlaucht des Fürſten 
zu Waldeck und Pyrmont, ſowie des Landtages der Fürſtenthümer, was folgt: 


F. 1. 

Für an Milzbrand oder Rauſchbrand gefallene Pferde und Rindvieh— 
ſtücke, oder für getödtete Thiere dieſer Gattungen, welche ſich bei der thierärzt⸗ 
lichen Obduktion als mit Milzbrand oder Rauſchbrand behaftet erweiſen, wird 
von dem die vier Kreiſe umfaſſenden Landesverbande eine Entſchädigung nach 
folgenden Grundſätzen gewährt. 5 

F. 2 


Die Entſchädigung beträgt bei Pferden, drei Viertel, bei Rindvieh vier 
Fünftel des durch Schätzung feſtgeſtellten gemeinen Werthes des Thieres. 


883 
Keine Entſchädigung wird gewährt in den Fällen des §. 61 Nr. 1 und 2, 
§. 62 Nr. 2, F. 63 ſowie im Falle vorſätzlicher oder fahrläſſiger Zuwiderhandlung 
gegen die Vorſchriften der §§. 31 und 32 ur sa „betreffend die Abwehr 
u 0 RR 23. Juni 1880 ? 
und Unterdrückung von Viehſeuchen, vom pa 1894 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Januar 1897. 
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r §. 4. | 
Der Betrag der Entſchädigung ſowie der Koften der Erhebung und Ver— 
waltung der Beiträge und der Schätzung wird innerhalb des Landesverbandes 
hinſichtlich der Pferde auf die ſämmtlichen Pferdebeſitzer, hinſichtlich der Rind— 
viehſtücke auf die ſämmtlichen Rindviehbeſitzer nach Maßgabe des vorhandenen 
Pferde- beziehungsweiſe Rindviehbeſtandes vertheilt. 
Unberückſichtigt hierbei bleiben die Thiere, welche dem Reiche oder den 
Einzelſtaaten gehören oder in öffentlichen Schlachthäuſern aufgeſtellt ſind. 


Die Erhebung der Beiträge, die Auszahlung der Entſchädigung, die Feſt⸗ 
ftellung der Seuche und die Schätzung der gefallenen oder getödteten Thiere 
erfolgt nach Maßgabe der Beſtimmungen in den $$. 13 bis 22 des Geſetzes, 
betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes über die Abwehr und Unterdrückung 
der Viehſeuchen, vom 28. Dezember 1881 (Regierungsblatt von 1882 S. 1). 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 14. Dezember 1896. 
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(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
Brefeld. v. Goßler. 

Der Landesdirektor. 

v. Saldern. 


As 


(Nr. 9873.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz 
8 wegen Regelung der gegenſeitigen ſtaatsrechtlichen Beziehungen in Anſehung 
der Eiſenbahn von Wittſtock nach Mirow. Vom 26. Juni 1896. 


— Majeſtät der König von Preußen, Seine Königliche Hoheit der Groß⸗ 
herzog von Mecklenburg⸗Schwerin und Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
von Mecklenburg⸗Strelitz haben zum Zwecke der Regelung der gegenſeitigen 
ſtaats rechtlichen Beziehungen in Anſehung der Eiſenbahn von Wittſtock nach 
Mirow zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Pannenberg, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Medlenburg- 
Schwerin: 
Allerhöchſtihren Geheimen Miniſterialrath von Pref ſentin, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Strelitz: 


Allerhöchſtihren Regierungsrath Dr. Selmer, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation den nachſtehenden 
Staatsvertrag vereinbart haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung, die Großherzoglich Mecklenburg— 
Schwerinſche und die Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung haben 
in der Abſicht, eine Eiſenbahn von Wittſtock nach Mirow zuzulaſſen und zu fördern, 
die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der auf die einzelnen Staatsgebiete ent: 
fallenden Theilſtrecken einer ſolchen Schienenverbindung zweien ſelbſtändigen Unter⸗ 
nehmungen übertragen, und zwar die Königlich Preußiſche Regierung für das 
Preußiſche Staatsgebiet der Prignitzer Eiſenbahngeſellſchaft und die Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſche und die Großherzoglich Mecklenburg ⸗Strelitzſche Regie⸗ 
rung für das Gebiet der beiden Großherzogthümer Mecklenburg der Mecklenburgiſchen 
Friedrich Wilhelm⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 1 1 g 5 

Von dieſen beiden Geſellſchaften find die beiden Eiſenbahnen von Wittſtock 
beziehungsweiſe von Mirow bis zur Preußiſch-Mecklenburgiſchen Landesgrenze 
gebaut und in Betrieb geſetzt worden. N 


Artikel II. 
Die Hohen vertragſchließenden Regierungen kommen dahin überein, daß 
beide Bahnen, welche mit einer Spurweite von 1,135 Meter in unmittelbare Schienen⸗ 
verbindung gebracht und für welche die Konſtruktionsverhältniſſe der baulichen 


Anlagen und Betriebsmittel nach gleichen Grundſätzen feſtgeſtellt worden ſind, 
(Nr. 9873) 
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dauernd in ſolchem Zuſtande erhalten werden ſollen, daß die Lokomotiven, 
Perſonen- und Güterwagen die anſchließenden Bahnen ohne Hinderniß durch— 
laufen können. 

Im Uebrigen bleibt die Feſtſtellung der Bauentwürfe und die Prüfung 
der anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, für das Preußiſche 
Staatsgebiet der Königlich Preußiſchen Regierung, für das Gebiet der beiden 
Großherzogthümer Mecklenburg der Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen 
und der Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſchen Regierung und zwar den letzteren 
nach der zwiſchen ihnen anderweit getroffenen näheren Vereinbarung vorbehalten. 

Die von einer Regierung geprüften Betriebsmittel werden ohne weitere 
Prüfung auch im Gebiete der anderen Regierungen zugelaſſen werden. 


Artikel III. 

Ein Betriebswechſel an der Preußiſch-Mecklenburg-Strelitzſchen Landes— 
grenze ſoll nicht ſtattfinden, vielmehr ſoll die Durchführung der Züge der Prig— 
nitzer Eiſenbahngeſellſchaft über die Landesgrenze bis nach einer der Stationen 
der Bahnſtrecke Landesgrenze Mirow und der Züge der Mecklenburgiſchen 
Friedrich Wilhelm-Eiſenbahngeſellſchaft bis nach einer der Stationen der Bahn— 
ſtrecke Landesgrenze —Wittſtock (Betriebswechſelſtationen) zugelaſſen werden. Ueber 
die näheren Bedingungen der Zugüberführung beziehungsweiſe über die Beſtimmung 
einer oder mehrerer Betriebswechſelſtationen bleibt eine Verſtändigung der beiden 
Eiſenbahnverwaltungen vorbehalten. 

Beim Mangel eines Einverſtändniſſes haben ſich dieſelben den zwiſchen 
den Hohen vertragſchließenden Regierungen zu vereinbarenden Anordnungen 
zu fügen. 

Artikel IV. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen werden gemeinſam ſoviel als 
möglich darauf hinwirken, daß Ankunft und Abgang der Züge auf den End— 
ſtationen der Bahn mit Abgang und Ankunft der direkten Züge der anſchließenden 
Eiſenbahnlinien in Zuſammenhang gebracht werden. 

Sie behalten ſich die Beſtimmung der geringſten Zahl der zur Beförderung 
von Perſonen dienenden Züge vor und ſind darüber einig, daß täglich in 
keinem Falle weniger als zwei ſolcher Züge in jeder Richtung verkehren ſollen. 

Im Uebrigen erfolgt die Genehmigung der Fahrpläne und Tarife inner— 
halb des Preußiſchen Staatsgebietes durch die Königlich Preußiſche Regierung, 
innerhalb der Gebiete der beiden Großherzogthümer Mecklenburg durch die Groß— 
herzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung nach Maßgabe des mit der Groß— 
herzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen Regierung getroffenen beſonderen Ab— 
kommens. 

Artikel V. 

Die Hohen Regierungen werden der Verkehrsentwickelung von und nach 

der Wittſtock-Mirower Bahn bereitwillige Förderung zu Theil werden laſſen. 
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In den Tarifen einer und derſelben Eiſenbahngeſellſchaft ſollen für die 
zwiſchen der Preußiſch-Mecklenburgiſchen Landesgrenze einerſeits und den Betriebs⸗ 
wechſelſtationen andererſeits belegenen Strecken keine höheren Einheitsſätze in An— 
wendung kommen, als für die an die Landesgrenze anſchließenden Strecken dieſer 
Geſellſchaft. 

Artikel M. 

Die Angehörigen des einen Landes, welche im Gebiete des anderen Landes 
angeftellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres Heimath— 
landes nicht aus, ſie ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Vorgeſetzten, 
im Uebrigen aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie angeſtellt ſind, unter— 
worfen. Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen 
dergleichen Unterbeamten ſoll auf einheimiſche Staatsangehörige vorzugsweiſe 
Rückſicht genommen werden, falls qualifizirte Militäranwärter, unter welchen die 
einheimiſchen Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der 
bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel VII. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Hohen vertragſchließenden 
Theile über die in ihren Gebieten belegenen Bahnſtrecken und über den darauf 
ſtattfindenden Betrieb verbleibt die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über die 
Prignitzer Eiſenbahngeſellſchaft im Allgemeinen der Königlich Preußiſchen Re— 
gierung, über die Friedrich Wilhelm⸗Eiſenbahngeſellſchaft der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung. 

Die Hohen Regierungen behalten ſich vor, zur Handhabung des ihnen 
über die Bahnſtrecke in ihrem Gebiete zuſtehenden Hoheits- und Auffichtsrechts 
Kommiſſarien zu beſtellen, welche die Beziehungen ihrer Regierungen zu der 
betriebführenden Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu vertreten haben, 
die nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der kompetenten 
Landesbehörden geeignet ſind. 

Entſchädigungsanſprüche, welche aus dem Betriebe der Bahn erwachſen, 
unterliegen — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — der Gerichtsbarkeit 
und den Geſetzen des Staates, in welchem die Schadenszufügung ſtattgefunden hat. 


Artikel VIII. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel IX. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und 
die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikations-Urkunden ſobald als 
thunlich bewirkt werden. 5 8 
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Deſſen zu Urkunde iſt diefer Vertrag dreifach ausgefertigt, von den Be— 
vollmächtigten unterzeichnet und beſiegelt worden. 


So geſchehen zu Berlin, den 26. Juni 1896. 


Pannenberg. von Preſſentin. Dr. Selmer. 
(. S.) (L. S.) (J. S.) 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der am 11. November 1896 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statute 
für die Lohe-Regulirungsgenoſſenſchaft in den Kreiſen Nimptſch, Strehlen 
und Breslau vom 18. Mai 1887 durch das Amtsblatt der Königl. Re— 
gierung zu Breslau Nr. 52 S. 503, ausgegeben am 26. Dezember 1896; 
das am 23. November 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge— 
noſſenſchaft zur Regulirung und zum Schutze der Uferbefeſtigungen der 
mittleren Bartſch im Kreiſe Militſch-Trachenberg durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 52 S. 500, ausgegeben am 
26. Dezember 1896; 
das am 30. November 1896 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Drainagegenoſſenſchaft zu Manderfeld im Kreiſe Malmedy durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 54 S. 385, ausgegeben 
am 17. Dezember 1896. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


